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Reichs-Geſetzblatt 


M31. 


Inhalt: Verordnung, betreffend die Rechtsverhältniſſe in den Schutzgebieten von Kamerun und Togo. S. 211 


r. 1813.) Verordnung, betreffend die Rechtsverhältniſſe in den Schutzgebieten von Kamerun 
und Togo. Vom 2. Juli 1888. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ac. 


verordnen auf Grund des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der deutſchen 
Schutzgebiete (Reichs⸗Geſetzbl. 1888 S. 75), im Namen des Reichs, was folgt: 


$. 1. 

Das (efe über die Konſulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 1879 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 197) tritt für die Schutzgebiete von Kamerun und Togo in Ge⸗ 
mäßheit des $. 2 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der deutſchen 
Schutzgebiete, mit den in dieſer Verordnung vorgeſehenen Abänderungen am 
1. Oktober 1888 in Kraft. 

2 


. Der Gerichtsbarkeit (S. 1) unterliegen alle Perſonen, welche in dem Schutz⸗ 
gebiete wohnen oder ſich aufhalten, oder bezüglich deren, hiervon abgeſehen, ein 
Gerichtsſtand innerhalb des Schutzgebietes nach den zur Geltung kommenden Ge- 
ſetzen begründet iſt, die Eingeborenen jedoch nur, ſoweit ſie dieſer Gerichtsbarkeit 
beſonders unterſtellt werden. 

$. 3. 


Der Gouverneur von Kamerun beftimmt mit Genehmigung des Reichs⸗ 
kanzlers, wer als Eingeborener im Sinne dieſer Verordnung anzuſehen iſt und 
inwieweit auch Eingeborene der Gerichtsbarkeit (S. 1) zu unterſtellen ſind. 


$. 4. 
Für das Schutzgebiet von Kamerun wird in Kamerun und für das Schutz⸗ 
gebiet von Togo wird in Togo eine Gerichtsbehörde erſter Inſtanz errichtet. 
Reichs ⸗Geſetzbl. 1888. 50 


Ausgegeben zu Berlin den 7. Juli 1888. 
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§. 5. 

Als Berufungs- und Beſchwerdegericht wird an Stelle des Reichsgerichts 
(Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit $$. 18, 36, 43) für die Schutzgebiete eine 
Gerichtsbehörde in Kamerun errichtet, welche aus dem zur Ausübung der Ge⸗ 
richtsbarkeit zweiter Inſtanz ermächtigten Beamten als Vorſitzenden und vier Bei⸗ 
ſitzern beſteht. 

Auf die Beiſitzer und den Gerichtsſchreiber finden die Vorſchriften in $. 6 
Abſatz 2, SS. 7, 8 unb 10 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit ent- 
ſprechende Anwendung. 

F. 6. 


Die Zuſtellungen werden ausſchließlich durch den zur Ausübung der Ge⸗ 
richtsbarkeit ermächtigten Beamten veranlaßt. 

Derſelbe hat dafür zu ſorgen, daß die innerhalb des Schutzgebietes, in 
welchem die Gerichtsbehörde ihren Sitz hat, zu bewirkenden Zuſtellungen mit der 
nach den vorhandenen Mitteln möglichen Sicherheit erfolgen. Er erläßt die hierfür 
erforderlichen Anordnungen und überwacht deren Befolgung. 

Zuſtellungen außerhalb des Schutzgebietes erfolgen im Wege des Erſuchens. 


Sf; 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ſind in dem Verfahren vor den Gerichts⸗ 
behörden in den Schutzgebieten alle Entſcheidungen, einſchließlich der auf Grund 
einer mündlichen Verhandlung ergehenden, von Amtswegen uzuſtellen. Dieſe 
Vorſchrift findet auch auf die Zuſtellung der Zahlungs- und Vollſtrechungsbefehle 
an den Schuldner, ſowie der Pfändungs und Ueberweiſungsbeſchlüſſe an den 
Schuldner und den Drittſchuldner Anwendung. 

Für Beſchlüſſe, welche lediglich die Prozeß⸗ oder Sachleitung, einſchließlich 
der Beſtimmung oder Aenderung von Terminen betreffen, genügt die Verkündung. 

Die Beglaubigung der zuzuſtellenden Schriftſtücke kann in allen Fällen durch 
den Gerichtsſchreiber erfolgen. 

Soll durch eine Juſtellung eine Friſt gewahrt oder der Lauf der Ver⸗ 
jährung oder einer Friſt unterbrochen werden, ſo treten die Wirkungen der Zu⸗ 
ſtellung bereits mit der Einreichung des zuzuſtellenden Schriftſtücks bei der Ge⸗ 
richtsbehörde ein, ſofern die Zuſtellung demnächſt bewirkt wird. 

Bei Bewilligung der öffentlichen Zuſtellung einer Ladung kann die Gerichts⸗ 
behörde anordnen, daß eine Einrückung in öffentliche Blätter nicht erforderlich ſei. 

Wohnt eine Partei außerhalb des Schutzgebietes, in welchem die Gerichts⸗ 
behörde ihren Sitz hat, ſo kann, falls ſie nicht einen daſelbſt wohnhaften Prozeß⸗ 
bevollmächtigten beſtellt hat, angeordnet werden, daß ſie eine daſelbſt wohnhafte 
Perſon zum Empfange der für ſie beſtimmten Schriftſtücke bevollmächtige. Dieſe 
Anordnung kann ohne mündliche Verhandlung erfolgen. Der Zuſtellungsbevoll⸗ 
mächtigte iſt bei der nächſten gerichtlichen Verhandlung oder, wenn die Partei 
vorher dem Gegner einen Schriftſatz zuftellen läßt, in dieſem zu benennen. Ge⸗ 
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ſchieht dies nicht, fo können alle ſpäteren Zuſtellungen bis zur nachträglichen Be⸗ 
nennung durch Anheftung an die Gerichtstafel bewirkt werden. 
Der Nachweis über die erfolgte Zuſtellung iſt zu den Gerichtsakten zu bringen. 


§. 8. 

In dem Verfahren vor der Gerichtsbehörde zweiter Inſtanz findet in bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten, in Konkursſachen und in den zur ſtreitigen Gerichts⸗ 
barkeit nicht gehörenden Angelegenheiten der $. 16 des Geſetzes über die Konſular⸗ 
gerichtsbarkeit mit der Maßgabe Anwendung, daß die Entſcheidung über das 
Rechtsmittel der Beſchwerde unter Mitwirkung der Beiſitzer erfolgt, wenn die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung unter Mitwirkung von Beiſitzern ergangen iſt. 

In dem Verfahren zweiter Inſtanz ift eine Vertretung durch Rechtsanwälte 
nicht geboten und findet der §. 269 der Civilprozeßordnung keine Anwendung. 
Die Vorſchriften in $$. 464 und 468 der Civilprozeßordnung gelten auch 
für das Verfahren zweiter Inſtanz. 


8. 9. 

Die Zwangsvollſtreckung im Schutzgebiete erfolgt ausſchließlich durch den 
zur Ausübung der Gerichtsbarkeit erſter Inſtanz ermächtigten Beamten. Der Bei⸗ 
bringung einer vollſtreckbaren Ausfertigung bedarf es nicht, ſoweit dieſelbe von 
dem Gerichtsſchreiber der Gerichtsbehörde erſter Inſtanz im Schutzgebiete zu er⸗ 
theilen ſein würde. 

Der Beamte kann nach Anordnung der Zwangsvollſtreckung mit der Aus⸗ 
führung andere Perſonen beauftragen, welche nach ſeinen Anweiſungen zu ver⸗ 
fahren haben. 

F. 10. 


Vollſtreckbare Ausfertigungen dürfen von dem Gerichtsſchreiber nur auf 
weiden des zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten ertheilt 
werden. 

§. 11. 

In Strafſachen findet die Hauptverhandlung ohne die Zuziehung von Bei⸗ 
ſitzern ſtatt, wenn der Beſchluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens eine 
Handlung zum Gegenſtande hat, welche zur Zuſtändigkeit der Schöffengerichte oder 
1 den in ben $$. 74, 75 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes bezeichneten Vergehen 
gehört. 

$. 12. 


Der Angeklagte kann auf feinen Antrag oder von Amtswegen wegen großer 
Entfernung feines Aufenthaltsortes oder wegen ſonſtiger Hinderniſſe von der Ver 
pflichtung zum Erſcheinen in der Hauptverhandlung entbunden werden, wenn nach 
dem Ermeſſen der Gerichtsbehörde vorausſichtlich keine andere Strafe als Freiheits⸗ 
ſtrafe bis zu ſechs Monaten, oder Geldſtrafe oder Einziehung allein oder in Ver⸗ 
bindung mit einander zu erwarten ſteht. 
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M LS. 

Die Gerichtsbarkeit in den zur Zuftändigfeit ber Schwurgerichte gehörenden 
Sachen wird für die Schutzgebiete von Kamerun und Togo der Gerichtsbehörde 
erſter Inſtanz in Kamerun übertragen. 

Für dieſe Sachen finden die Vorſchriften Anwendung, welche für die im 
$. 28 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit bezeichneten Strafſachen gelten. 


$. 14. 

In dem Verfahren vor der Gerichtsbehörde zweiter Inſtanz finden in Straf⸗ 
ſachen die $$. 23 und 29 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit Anwendung, 
der $. 23 mit der im $. 8 Abſatz 1 bezeichneten Maßgabe. 

Die Mitwirkung einer Staatsanwaltſchaft findet nicht ſtatt. 

Der nicht auf freiem Fuße befindliche Angeklagte hat Anſpruch auf An⸗ 
weſenheit in der Hauptverhandlung, wenn er ſich am Orte des Berufungsgerichts 
befindet. 

In den im $. 13 Abſatz 1 bezeichneten Sachen iſt die Vertheidigung auch 
in der Berufungsinſtanz nothwendig. In der Haupwerhandlung ijt die An⸗ 
weſenheit des Vertheidigers erforderlich; der §. 145 der Strafprozeßordnung findet 
Anwendung. 

Im Uebrigen verbleibt es bei den Vorſchriften im §. 40 des Geſetzes über 
die Konſulargerichtsbarkeit. 

S. 15. 

Die Todesſtrafe ift durch Erſchießen oder Erhängen zu vollſtrecken. 

Der Gouverneur von Kamerun beſtimmt, welche der beiden Vollſtreckungs⸗ 
arten in dem einzelnen Falle ſtattzufinden hat. 


$. 16. 

An dem Verfahren vor den Gerichtsbehörden im Schutzgebiete finden das 
Gerichtskoſtengeſetz und die Gebührenordnungen für Gerichtsvollzieher, für Zeugen 
und Sachverſtändige, ſowie für Rechtsanwälte keine Anwendung. 

Die Vorſchriften, welche an Stelle der bezeichneten Geſetze zu treten haben, 
werden von dem Reichskanzler erlaſſen. 


S. 

Der Eigenthumserwerb und bie dingliche Belaſtung der Grundſtücke regelt 
ſich, ſoweit nicht in dieſer Verordnung abweichende Beſtimmungen getroffen ſind, 
nach den Vorſchriften des preußiſchen Rechts, insbeſondere des Geſetzes über den 
Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der Grundſtücke, Bergwerke und 
ſelbſtändigen Gerechtigkeiten vom 5. Mai 1872 (Geſetz-Samml. S. 433). 


$. 18. 


Die Auflaſſungserklärungen des eingetragenen Eigenthümers und des neuen 
Erwerbers (S. 2 des Geſetzes über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872) 
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können auch ſchriftlich erfolgen. Eine gleichzeitige Abgabe beider Erklärungen iſt 
nicht erforderlich. 
$. 19. 

Die auf die Grundſchuld und auf das Bergwerkseigenthum bezüglichen 
Vorſchriften des Geſetzes über den Eigenthumserwerb, ſowie die Grundbuchordnung 
vom 5. Mai 1872 bleiben außer Anwendung. 

Die an Stelle der letzteren zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen 
Vorſchriften werden vom Reichskanzler erlaſſen. 


F. 20. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die Grundſtücke der Eingeborenen 
keine Anwendung. Jedoch bleiben Grundſtücke, welche in das Grundbuch ein— 
getragen ſind, den Beſtimmungen der $$. 17 bis 19 unterworfen, auch wenn ſie 
in das Eigenthum eines Eingeborenen übergehen. 


$. 21. 


Die Vorausſetzungen für den Erwerb von Grundſtücken durch Verträge mit 
den Eingeborenen oder durch Beſitzergreifung von herrenloſem Land werden mit 
Genehmigung des Reichskanzlers von dem Gouverneur von Kamerun feſtgeſtellt. 

Die Eintragung der in dieſer Weiſe erworbenen Grundſtücke erfolgt auf 
Grund einer über den Eigenthumserwerb ertheilten Beſcheinigung des oberſten 
8 des Schutzgebietes oder eines von dieſem hierzu ermächtigten anderen 

eamten. 


„Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Marmorpalais, den 2. Juli 1888. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt von Bismarck. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichs druckerei. 
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